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Die Gewerbe: Ordnung. 


Die längſt erſehnte iſt erſchienen, unſerem Ur: 
theil, unſerem Vertrauen geöffnet. Das Letztere 
kann ihr erſt werden, nachdem wit fie gründlich 
kennen gelernt baben, was uns bei der weitläufigen, 
etwas ſchwer überſichtlichen Faſſung des ganzen 
Geſetzes und der ihm zu Grunde gelegten Prinzi⸗ 
pien nicht allzu leicht werden mochte. Soweit ſich 
aus der Theorie die uns geſchenkte Gewerbe⸗Ord⸗ 
nung beurtheilen laͤßt, iſt ſie im Allgemeinen eine 
böchft erfreuliche Erſcheinung, wenn auch mit eis 
nigem Recht die Gewerbtreibenden es viellticht be: 
klagen werden, daß dieſelbe ihre Faktoren in man⸗ 
chen Verhältniſſen, wo fie ſich ſeloſt des Vertrauens 
azu werth gehalten, nicht aus ihrer Mitte waͤhlt, 
ondern fie in der ganzen Gemeinde, in der Com: 
munal⸗Bebörde oder in den Königlichen Behörden 
begründet. Sucht Jemond im vorliegenden Geſetz 
die Gemachlichkelt fhügende, fie wohl gar mono: 
poliſirende Beſchraͤnkungen, der findet ſich getaͤuſcht, 
nd zwar mit Recht, denn unſere Gewerbe⸗ 
rdnung iſt Drdnerin der Gewerbe-Frei— 
beit. Sie bat im Gegentheil noch mancherlei 
Schranken gebrochen, wie z B. die Brau-, Brenn: 
und Schankgerechtigkeiten in ihrer letzten Zuflucht⸗ 
flätte und die Beſchraͤnkung der Muͤhlenanlagen. 
Hätte ſie einen letzten Schritt vollbracht und die 
Regalien im Salz, Bergwerks⸗Monopol u. ſ. w. 
auf dem Altare der Zeit geopfert, fo wäre dies, 


als eigenes vorleuchtendes Beiſpiel, gewiß mit um 
jo groͤßerer Freude begrüßt worden, als es doch 
wohl moͤglich fein ſollte, den dadurch entſtebenden 
Aus fall der Staatskaſſen durch eine andere Erhe⸗ 
bungsart jener Steuern, oder auch auf andere Art 
zu decken. Vorzüglich nimmt das Geſetz den Dank 
aller braven Preußen durch die vollendetſte Gerech⸗ 
tigkeit in Anſpruch, womit es die Rechie und 
Pflichten von Meiſter und Geſellen, von Fadrik⸗ 
Arbeiter und Fabrikbeſitzer auf ganz gleichen Grund— 
lagen zu überwachen bemüht iſt; nicht minder durch 
die Furſorge, die es trifft, um in das Verhältniß 
des Lehrberrn zum Lehrlinge gründlichen ſittlichen 
Ernſt zurückzuführen. Ueberhaupt wendet die Ge: 
werbeordnung der Sittlichkeit die erfreulichſte Auf⸗ 
merkſamkeit zu. Daß fie ein Gleiches nicht auch 
der intellectuellen Tüchtigkeit der Gewerbtreibenden 
thut, muß inſofern beklagt werden, als ſittliche 
Tüchtigkeit bei den immer verwickelter und man: 
nigfacher werdenden Bildungsverhaͤltniſſen der Ge: 
genwart faſt nicht denkbar mebr iſt ohne gleich 
geiſtige Tüchtigkeit, wenigſtens Niemand leugnen 
wird, daß auch die würdigſte Sittlichkeit obne 
intellectuelle Gediegenheit einen irgend weſentlichen 
Wirkungskreis ſich zu ſchaffen, wohl nicht leicht 
mehr im Stande fein möchte. Doch, was bierin 
die Gewerbe⸗Ordnung nicht unmittelbar verleiht, 
giebt ſie mittelbar, indem ſie den aus ganzer oder 
balber Freiheit jedes Einzelnen zu entwidelnden 
Janungen des Raumes genug läßt, um in eigner 
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Einſicht für den geiſtigen Aufſchwung ibres Stan⸗ 
des nachhelfend Bedacht zu nehmen. Möge dies 
zu feiner Zeit vernachlaͤßigt werden, ja möge über: 
baupt der Gewerbeſtand nunmehr durch die That 
beweiſen, daß es ihm mit ſeiner zeitberigen Klage 
über fehlende Ordnung in der Gewerbe » Freiheit 
ein recht tiefer Ernft geweſen iſt. 

Ob die vorſtehende allgemeine Anſicht Über das 
betreffende wichtige Geſetz mehr oder weniger richtig 
iſt, davon werden ſich unſere geehrten Mitbürger 
durch nachfolgenden 
konnen. Der Auszug enthalt das Weſentlichſte, 
dem wir nur als bierbin gebörig die darin fehlende 
Befugniß der Innungen zur Ueberwachung von 
Sparkaſſen, Krankenkaſſen und andern gemeinſa⸗ 
men Inſtituten ergaͤnzen wollen: 

1. Das in einzelnen Landestheilen mit Ge— 
werdeberechtigungen noch verbundene Recht, an⸗ 
dern den Betrieb eines Gewerbes zu unterſagen 
oder ſie darin zu beſchraͤnken (ausſchließliche Ges 
werbeberechtigungen) wird hierdurch aufgeboben, 
ohne Unterſchied, ob die Berechtigung an einem 
Grundſtücke haftet oder nicht. §. 2. Ferner wers 
den aufgeboben alle Berechtigungen, Conzeſſionen 
zu gewerblichen Anlagen oder zum Betriebe von 
Gewerben zu ertbeilen. §. 3. Vorbehaltlich der 
durch das Geſetz vom 30ſten Mal 1820 eingefübr⸗ 
ten Gewerbeſteuer, werden ferner aufgehoben alle 
Abgaben, welche für den Betrieb eines Gewerbes 
entrichtet werden, ſo wie die Berechtigungen, der⸗ 
gleichen Abgaden aufzulegen. §. 4. Von den noch 
beſtehenden Zwangs- und Banurechten werden biers 
durch aufgeboben: 1) olle Zwangs- und Bannrete 
welche dem Fiskus, einer Kämmerei oder Gemeinde 
innerhalb ihres Kommunalbezirkes, oder einer Kor: 
poration von Gewerbetreibenden zuflsben, oder von 
Einem dieſer Berechtigten erſt n dem 31. De⸗ 
zember 1836 auf einen Anderen übergegangen ſind; 
2) alle Zwangs- und Bannrechte, deren Aufhebung 
nach dem Inhalte der Verleihungsurkunde obne 
Entſchädigung zulaͤſſig iſt; und 3) ſofern die Auf⸗ 
bebung nicht ſchon in Folge der Beſtimmungen 
zu 1. und 2. eintritt, a) das mit dem Beſitze ei: 
ner Mühle, einer Brennerei oder Brennereigerech⸗ 
tigkeit, einer Brauerei oder Braugerechtigkeit, oder 
einer Schankſtatte verbundene Recht, die Conſu⸗ 
menten zu zwingen, daß ſie bei den Berechtigten 
mahlen oder ſchroten laſſen, oder das Gettaͤnk aus⸗ 
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Auszug aus demſelben, wie 
ibn die Voſſiſche Zeitung bringt, ſelbſt überzeugen | 


ſtadtiſchen Verfoffung begründet iſt, wird durch 
gegenwaͤrtiges Geſetz nichts geaͤndett; die Execution 
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ſchließlich von demſelben bezieben (der Mahlzwang, 
der Branntweinzwang und der Brauzwang), b) das 
ſlädtiſchen Bädern und Fleiſchern zuſtehende Recht, 
die Einwohner der Stadt, der Vorſtaͤdte oder der 
fogenannten Bannmeile zu zwingen, daß fie ibren 
Bedarf an Fleiſch und Gebäck ganz oder theilweiſe 
von jenen aus ſchließlich entnehmen, in allen zu 
3. gedachten Fallen jedoch nur dann, wenn das 
Zwangstecht nicht auf einem Vertrage zwiſchen 
dem Berechtigten und dem Verpflichteten berubt. 
$. 6. In den befiehenden Vorſchriften wegen der 
Regalien und Monopole des Staats und den da⸗ 
raus entſpringenden Beſchraͤnkungen des Betriebes 
einzelner Gewerbe wird durch das gegenwärtige 
Geſetz nichts geändert. Insbeſondere gilt dies von 
den das Bergweſen betreffenden Vorſchriften. $. 
11. Ausſchließliche Gewerbeberechtiguagen oder 
Zwangs- und Bannrechte, welche durch dieſes Ge⸗ 
ſetz aufgeboben oder für abloͤsdar erflärt worden 
können fortan durch Verjährung nicht mebr erwor⸗ 
ben werden. Durch Verträge oder andre Rechtstitel 
können dergleichen Rechte nicht auf einen längeren 
als 10jäbrigen Zeitraum begründet werden. Ver⸗ 
abredungen, wodurch für den Fall der Nichterneue⸗ 
rung des Vertrages eine Entſchaͤdigung feſtgeſetzt 
wird, find nichtig. §. 12. Die Beſchränkung 
gewiſſer Gewerbe auf die Staͤdte hört auf. §. 16. 
Ein ſtehendes Gewerbe darf für eigene Rechnung 
und unter eigener Verantwortlichkeit (ſelbſiſtändig) 
nur derjenige betreiben, welcher a) dispoſittons⸗ 
fäbig if, und b) innerhalb Unferer Staaten eis 
nen feſten Wobnſitz hat. F. 17. Minderjährige, 
welche der väterlichen Gewalt unterworfen find, 
müſſen, bevor fie den ſelbſtſtändigen Betrieb eines 
ſtehenden Gewerbes beginnen, die ausdrückliche 
Genehmigung des Vaters zu dem Gewerbebetriebe 
nachweiſen. $. 18. Ausländer dürfen, ſofern nicht 
durch die Staotöverträge ein Anderes beſlimmt iſt, 
nur mit Erlaubniß der Miniſterien ia Unſeren 
Staaten, ein ſtebendes Gewerbe betreiben. §. 20. 
Von dem Beſitze des Bürgerrechts ſoll die Zulaſ⸗ 
ſung zum Gewerbebetriebe in keiner Stadt und 
bei keinem Gewerbe abhangig fein. In der Ber 
pflichtung der Gewerbetreibende zur Erwerbung 
des Buͤrgerrechts, fo weit ſolche in der beſtebenden 
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auf Erfüllung dieſer Verpflichtung darf aber nicht bis 
zus Uaterſagung des Gewerbebettiebes ausgedehnt 


werden. $. 22. Wer den ſelbſtſtändigen Betrieb Unſer Armenweſen. 
eines Gewerbes anfangen will, muß zuvor der . . 
Kommunal: Bebörde des Orts Anzeige davon ma: Die Woblöblihe Stadtverordneten-Verſamm⸗ 


wen. Die Kommunal-Beboͤrde hat dieſe Anzeige, lung erwirbt ſich Seitens der Buͤrgerſchaft die 
wenn fie nicht zugleich Polizeiobrigkeit iſt, Letzterer] dankbarſte Anerkennung für die Veroffentlichung 
mit ibren etwanigen Bemerkungen zuzuſtellen. §. | der nun zum zweiten Mal erſcheinenden Auszüge 
25. Beſchwerden über die Unterſagung des Ge- ihrer aus den Conferenz-Protokollen hervorgehenden 
werbebetriebes konnen nur bei den Verwaltungs- Verhandlungen und Beſchluͤſſe. 
Beboͤrden angebracht werden. Der Rechtsweg Eine gleiche Anerkennung gebührt dem Wohl 
findet dagegen nicht ſtatt. §. 26. Eine befondere loͤblichen Magiſtrat für die Veroͤffentlichung feiner 
polizeiliche Genehmigung iſt nur erforderlich 1) zur | Ertracte aus den Verwaltungs-Berechnungen. 
Errichtung gewerblicher Anlagen, welche durch die Es wird dadurch der Buͤrgerſchaft Gelegenheit 
Örtliche Loge oder die Beſchaffenbeit der Betriebs- gegeben, Einſicht von den die Kommune berühren⸗ 
ſtätte für die Beſitzer oder Bewohner der benach- den Intereſſen zu nehmen, ſich über deren Beſtand⸗ 
barten Grundflüde, oder für das Publikum erheb- | theile zu belebren und damit dem Gemeinſinn zur 
liche Nachtbeile, Gefahren oder Belaͤſtigungen her- | nachhaltigen Mitwirkung die Hand gereicht. 
beifübren können. 2) Zu dem Beginn folder Zu weit würde es uns führen und in mancher 
Gewerbe, bei welchen entweder a) durch ungeſchickten Beziehung den von uns gewählten Standpunkt 
Betrieb, oder b) durch Unzuverlaͤſſigkeit des Gewerbe- zu weit verrücken, wollten wir uns dazu beſtim⸗ 
treibenden in ſittlicher Hinſicht das Gemeinwohl | men, dieſen Gegenſtand einer allgemeinen Kritik 
oder die Erreichung allgemeiner polizeilicher Zwecke zu unterziehen. Wir uͤberlaſſen dies einer anderen 
gefährdet werden kann. §. 27. Zu den gewerb- mit ihnen vertrauteren Feder, geben es damit jedoch 
lichen Anlagen, welche einer beſondern polizeilichen nicht auf, eine daraus entlehnte Angelegenheit uns 
Genehmigung bedürfen, (F. 26. zu 1.), ſollen für  ferer Betrachtung werth zu halten, die in der 
letzt gerechnet werden: Schießpulverfabriken, An- Gegenwart die Aufmerkſamkeit ganz beſonders in 
lagen zur Feuerwerkerei und zur Bereitung von Anſpruch nimmt und aus mancherlei Ruͤckſichten 
mr it Art, Gesbereitungs- und Gas- hierzu auch vollkommen geeignet iſt. Wir meinen 
abrungsanſtalten, Anlagen zur Bereitung von 7. 
Steinfodlentheer und Koals, ſofern (ie außerhalb das Armenweſen. 
der Gewinnungsorte des Materials errichtet wer— Daſſelbe nimmt leider auch in unſerer Stadt 
den, Spiegelfabriken, Porzellan⸗, Fayence- und eine Stelle ein, deren Bedeutſamkeit der aufmerk⸗ 
Tbongeſchirrmanufakturen, Glas und Rußhütten, ſamſten Beachtung nicht genug empfohlen werden 
Zuckerſiedereien, Malzdarren, Kalk-, Ziegel-, Gips: kann und es iſt nur zu gewiß, daß Diejenigen, 
oͤfen, Schmelzhuͤtten, Hocdien, Metallgießereien, | welche ſich dem dahin einſchlogenden Kommunal⸗ 
Hammerwerke, chemiſche Fabriken aller Art, Schnell- Geſchäftszweige unterzieben, viel ernſtere Pflichten 
bleichen, Firnißſiedereien, Cichorien⸗, Staͤrke-, übernehmen, als ſolche damit zu verbinden gemeint 
Wachs tuch und Darmſaiten-Fabriken, Leim-,Tbran⸗ | fein mochten. Es wuͤrde uns zu weit von unſe⸗ 
eifen⸗ und Flußſiedereien, Knochenbrenneteien, [rem Zwecke entfernen, wollten wir uns bier das 
Knochen und Wachs bleichen, Talgſchmelzen, Schlacht- | mit befaſſen, den hieran ſich knüpfenden Erfor⸗ 
bäufer, Gerbereien, Abdeckereien, Poudretten- und | derniffen eine ausfuhrliche Beſprechung zu widmen. 
Düngpulverfabriken; es gehoͤren dabin ferner: [Es genügt ſchon die Erwaͤhnung, daß ſolches Eis 
Dampfmaſchinen, Dampfkeſſel und Dampfentwick- genſchaften erfordert, welche, wegen der fo müh⸗ 
ler (§. 37.), durch Woſſer oder Wind bewegte | Samen als beſchwerlichen mit dieſem Amte verbun⸗ 
Triebwerke (Mühlen u. f. w) jeder Art (§. 38), denen Verrichtungen, mehr als gewöhnlich die 
fo wie Branntweinbrennercien und Bierbrauereien. | Wirkſamkeit eines ſtädtiſchen Beamten in Anſpruch 
($. 39.) Bei ollen dieſen Anlagen macht es keinen nehmen, und es iſt daher einleuchtend, daß die 
Unterſchied, ob fie nur auf den eigenen Bedarf des | für ſolche gemeinhin in Anwendung kommenden 
Unternehmers, oder auch auf Abſatz on Andere be: | Wahlen unzweckmäßig erſcheinen, indem ſie dem 
rechnet ſind. (Cortſezung folgt.) beanſpruchten Beduͤrfniſſe nicht genügen. Denn 


boͤchſt felten möchte es ſich treffen, daß unter den 
Waͤblbaren grade Derjenige aufzufinden ſein moͤchte, 
welcher aus innerm Antriebe geneigt ſein dürfte, 
die Jammerhoͤhlen feines Wirkungskreiſes zu durch⸗ 
kriechen, um dem Elende nachzuſpuͤren und bei 
richtiger Wahl der Mittel dem wirklich Hilfsbe— 
duͤrftigen die helfende aufrichtende Hand zu bieten. 

Es gehört bierzu ein Mitgefühl, das nicht in 
jeder Bruſt anzutreffen, auch mit Verleihung des 
Amtes nicht mitzutbeilen iſt. 


Man wende nicht ein, daß die von der Stadt: 


Commune dem Armen-Fonds zugewieſenen Mittel 
zu einer Armenpflege im angedeuteten Sinne nicht 
ausreichend ſein möchten, und daß das eingeführte 
Liſtenweſen das unumgaͤngliche Auskunftsmittel 
ſei, auf das die Armenbilfe fi deſchraͤnken muͤſſe. 

Es find jene Mittel von nicht geringer Bedeu: 
tung und wohl geeignet, bei zweckgemaͤßer Anwen: 
dung dem unverdorbenen Armen eine nachbaltige 
Hilfe zu gewähren und ihn den nuͤtzlichen Bürgern 
wieder anzureiben, was ſich leider von der ſeithe⸗ 
rigen Unterſtützungsweiſe nicht erwarten laͤßt. Es 
iſt vielmehr bei ausbleibender Reform des gegen: 
waͤrtigen Armenweſens anzunehmen, daß die nicht 
unbedeutenden Geldmittel dieſes Fonds von Jahr 
zu Jahr vermehrt und endlich dei der mehr ſich 
zeigenden Abnahme von Beitragenden unerſchwing— 
lich werden müſſen. 

Schon jetzt beläuft ſich dieſe Ausgabe auf den 
ſiebenten Theil der Brutto-Einnahme des Stadt⸗ 
haushalts. 5 

Nach den uns vorliegenden Extracten ſind zu 

ieſem Zweck 
* J. = verausgabt worden 3823 rlr. 16 ½ fgr. 

23 1843 7 DR 3859 75 47 5 
und es iſt auzunchmen, daß im abgewichenen Jahre 
eher mehr als weniger erforderlich geweſen fein 
möge, wie dies bei der zunehmenden Zahl von 
Armen nicht anders ſein kann. 

Abgeſeben von den dem Armenweſen überhaupt 
zuzuwendenden Vortbeilen liegt ſchon in dieſer bes 
ſorgnißerregenden Steigerung die Aufforderung, 
auf Mittel zu ſinnen, dieſen Verwaltungszweig in 
Hände zu legen, die von wahrbaftem Wohlthätig⸗ 
keitsſinn angeregt, das allgemeine Beſte, nicht ſo⸗ 
wohl der Stadt⸗Commune, ſondern auch der Be: 
duͤrftigen ſelbſt mit Eifer und Menſchenfreundlich⸗ 
keit zu handhaben ſich unterziehen, und die nöthi: 
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gerweiſe zu bringenden perfönlichen Opfer nicht 
ſcheuen. 

Daß bierzu die Armen⸗Deputation in ibrer 
bisberigen Zuſammenſtellung nicht genügt, dürfte 
wohl nicht zu bezweifeln fein; ſoll eine ſolche in 
der vorbezeichneten Art wirkſam ſein, ſo dedarf es 
bierzu vor Allem anderer Elemente und zwar ſolcher, 
die mit Luft und Liebe ihre Aufgabe aufzufaſſen 
und mit regem Eifer auszuführen entſchloſſen ſind. 
Bei dem bekannten Wohlthaͤtigkeitsſian unter un« 
ſerer Bürgerſchaft iſt es kaum zweifelhaft, daß 
unter derſelben eine große Zahl menſchenfreundli⸗ 
cher Maͤnner ſich freudig und aus eigener Einge⸗ 
bung dazu beſtimmen würden, ſich der Noth ihrer 
leidenden Mitmenſchen anzunehmen und behufs der 
dieſen zu bringenden Unterſtützung und Atbılfe, 
mit Genehmigung des Magiſtrats und der Stadt⸗ 
verordneten und unterſtützt von dieſen Bebörden, 
zuſammenzutreten, um unter der Bezeichnung 
„Armen: Deputation“ tie Armenpflege im votan⸗ 
gedeuteten Sinne zu ubernehmen. 

Wir wenden uns hiernach ausſchließlich an die 
Wohlloͤblichen Behoͤrden mit dem Erſuchen, dieſen 
wohlmeinenden Anſichten eines dem Gemeinwohl 
ergebenen Bürgers eine weblgeneigte Berückſich⸗ 
tigung angedeihen zu laſſen und ſie der weiteren 
Erwaͤgung werth zu erachten. 

Wir wünſchen mit wahrer Wohlmeinenheit fer» 
ner, es möge bei Wohldenſelben die von uns ges 
hegte Anſicht Eingang finden, daß nur auf dem 
vorgeſchlagenen Weg das Mittel, nicht allein zu 
Gunſten der Armenpflege überbaupt, ſondern auch 
zur zweckgemaͤßen Wiederbeſetzung des, durch das 
bevorſtehende Ausſcheiden eines würdigen Magi⸗ 
ſtratsmitgliedes ſich erledigenden Amtes eines Roths⸗ 
herrn für das Armenweſen aufzufinden ſein wird. 

in Bürger. 


Mannichfaltiges. 


Nicht weniger als 500,000 Schleſier haben im 
vorigen Jahre dem Genuß des Branntweins entſagt 
und 50,000 Säufer find zu nüchternen Unterthanen 
und fleißigen Arbeitern umgewandelt. Ueber dieses 
boͤcſt merkwuͤrdige und zugleich erfreuliche Ereigniß 
giebt eine ſo eben erſchienene Schrift des geb. Met i⸗ 
cinaltats Dr. Lorinſer „Der Sieg über die Bronnt⸗ 
weinpeſt in Oberſchleſien“ eine aus fuͤhrliche Nachricht. 
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